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Chancen für ostdeutsche Produkte und Anbieter erhöhen 

Mangelnde Wettbewerbsfähigkeit ostdeutscher Produkte und 
Leistungen in den Augen von Konsumenten, Einkäufern und 

öffentlichen Auftraggebern hat seit der Öffnung der Grenzen mit 
zum Zusammenbruch ostdeutscher Produktions- und Dienstlei-
stungsunternehmen beigetragen. 

Durchgreifende Sanierungs- und Neuansiedlungsanstrengungen 
sind erforderlich, um die Wettbewerbsfähigkeit des ostdeutschen 
Standorts und seiner Erzeugnisse zu erhöhen. Gleichzeitig sind 
alle Instrumente auszuschöpfen, um ostdeutschen Anbietern faire 
— und für eine Übergangszeit auch bevorzugte — Chancen einzu-
räumen. 

Der Neuaufbau lokaler, regionaler und überregionaler Wirt-
schaftskreisläufe wird dabei auch durch die bislang unzurei-
chende Beteiligung einheimischer Produzenten und Leistungsan-
bieter bei der Vergabe öffentlicher Aufträge durch Bund, Länder 
und Gemeinden — 1991 in mehrfacher Milliardenhöhe! — behin

-

dert. Der überwiegende Teil derartiger Aufträge geht nach vorlie-

genden Informationen an westdeutsche Anbieter. 

Für die Anschubphase sind die vielfältigen Präferenzregelungen 
(Mehrwertsteuerpräferenzen, Mehrpreispräferenzen etc.) aus frü-
herem innerdeutschen Handel, Zonenrand- und Berlinförderung, 
die Unterstützung zur Beteiligung an Ausschreibungen, ebenso 
wie andere in der EG genutzte Instrumente (kleine Losgrößen, 
Vorgabe eines Mindestanteiles einheimischer Leistungen und 
Produkte etc.) für eine Anschubphase im maximal möglichen 
Ausmaß zu nutzen. 
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Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Wie bewertet die Bundesregierung die Erfahrungen mit der 
Mehrwertsteuervergünstigung im früheren innerdeutschen 
Handel und bei der Berlinförderung? 

2. Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, angesichts der erfor-

derlichen enormen Anschubunterstützung für den Aufbau der 
ostdeutschen Wirtschaft die Mehrwertsteuerpräferenzen für 
ostdeutsche Produkte über den 31. März 1991 fortzuführen 
und auszuweiten und darüber mit Nachdruck die erforder-
lichen Gespräche mit der EG-Kommission zu führen? 

II. 

3. Wie hoch ist bei der bisherigen Vergabe von Infrastruktur-
investitionen — aufgegliedert nach den verschiedenen Bundes-
ressorts und weiteren Trägern — die volumenmäßige Beteili-
gung ostdeutscher Unternehmen als Generalauftragnehmer 
und Subunternehmer? 

4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den Anteil 
ostdeutscher Unternehmen bei der Vergabe von Infrastruktur-
aufträgen zu erhöhen? 

5. Welche Schritte hat sie unternommen, um die bisher hierfür 
bestehenden Möglichkeiten auszuschöpfen und auszuweiten? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, zur Erhöhung der Wettbe-

werbschancen ostdeutscher Unternehmen bei öffentlichen 
Ausschreibungen entsprechende Informations- und Bera-
tungsstellen bei den Kammern zu fördern? 

III. 

7. Welche der mit Schreiben des Bundesministers für Wirtschaft 
vom 23. Oktober 1990 angeschriebenen 45 Bundes- und Lan-
desbehörden, kommunalen Spitzen- und Wirtschaftsverbände 
haben nach Kenntnis der Bundesregierung die dort empfoh-
lene Mehrpreispräferenz für kleine und mittlere ostdeutsche 
Unternehmen noch nicht übernommen. 

8. Sind der Bundesregierung Vergabeentscheidungen bekannt, 
bei der diese Mehrpreispräferenz seither ostdeutschen Unter-
nehmen den Zuschlag hat zukommen lassen? 

9. In welchem Umfang haben die genannten Einrichtungen seit-
her Aufträge vergeben? 

10. Welchen Anteil haben daran ostdeutsche Unternehmen? 

11. In welchem Umfang wurden ostdeutsche Unternehmen bei 
der erleichterten freihändigen Vergabe (im Lieferbereich bis 
50 000 DM, im Bauvergabebereich bis 200 000 DM) bisher 
berücksichtigt? 

12. Haben ostdeutsche Unternehmen auch Aufträge für Lieferun-
gen und Leistungen nach Westdeutschland — ggf. in welchem 
Umfang — erhalten? 
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13. In welchem Maße sind ostdeutsche Unternehmen seither in 
die Verteiler der o. g. Ausschreibungen aufgenommen wor-
den? 

14. Wie hat sich die Beteiligung ostdeutscher Unternehmen an 
Post- und Telekommunikationsaufträgen seit Oktober (vgl. 

Drucksache 11/8403, Frage 53) entwickelt? 

15. Ist die Bundesregierung bereit sicherzustellen, daß für eine 
befristete Übergangszeit bestimmte Lieferkontingente von 
Endgeräteherstellern und Produzenten von Vermittlungs- und 
Übertragungstechnik auf dem Gebiet der neuen Bundeslän-
der von der Deutschen Bundespost Telekom abgenommen 

werden? 

16. Wie hat sich die Beteiligung der Forschungs-GmbHs (der aus 
den Kombinaten ausgegliederten Forschungs- und Entwick-

lungsabteilungen) an FuE-Aufträgen der Wirtschaft, der 
außeruniversitären Forschung und staatlicher Stellen ent-

wickelt? 

IV. 

17. Sieht die Bundesregierung in der Vorgabe einer Berücksichti-

gung eines bestimmten Anteiles ostdeutscher Produkte/An-
bieter bei der Vergabe öffentlicher Aufträge eine Chance, den 

Wirtschaftsaufschwung in Ostdeutschland zu unterstützen? 

18. Inwieweit ist sie bereit, einen derartigen „Local Content" 
zumindest für öffentliche Investitonsvorhaben in Ostdeutsch-

land vorzusehen? 

V. 

19. Wie beurteilt die Bundesregierung die Chancen, durch klei-
nere Losgrößen bei der Vergabe von Infrastrukturprojekten in 
Ostdeutschland die Beteiligung dortiger Unternehmen auszu-
weiten? 

20. Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, den in Frage kom-
menden Auftraggebern mit der Verkleinerung von Losgrößen 

verbundene Mehraufwendungen zu ersetzen? 

21. Könnten auch die Kosten entsprechender Beratungsfirmen in 
das Projektvolumen einbezogen werden? 

VI. 

22. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, in 
welchem Umfang im ostdeutschen Einzelhandel Produkte aus 
dortiger Produktion angeboten werden? 

23. Haben sich hier in den vergangenen Monaten beachtenswerte 
Veränderungen ergeben? 

24. Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, daß vertrag-
liche Lieferbeziehungen westdeutsche Ketten daran hindern, 
ostdeutsche Produkte in ihr Sortiment aufzunehmen? 

25. Sieht sie ggf. rechtliche oder politische Möglichkeiten, der-
artige Beschränkungen aufzuheben? 
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26. Ist der Bundesregierung bekannt, daß derzeit bis in die ent-
ferntesten Winkel Ostdeutschlands zum Beispiel westdeut-
sche Getränke- und Molkereiprodukte angeboten werden, in 
der Umgebung produzierte Produkte aber in den Läden, Kan-
tinen etc. kaum zu finden sind? 

27. Ist die Bundesregierung bereit, bei den ihr zugeordneten und 
von ihr geförderten Einrichtungen in Ost- und Westdeutsch-
land darauf zu dringen, daß ostdeutschen Produkten — von 
Kantinen bis hin zu großen Beschaffungsaufträgen — eine faire 
Chance eingeräumt wird? 

28. Ist sie bereit, in Zusammenarbeit mit dem Handel und den 
Verbraucherverbänden ein Konzept zu entwickeln und zu 
realisieren, das die Verbraucher auf den Zusammenhang von 
Einkaufsentscheidung und Arbeitsplatzerhaltung verweist 
und ost- wie westdeutschen Verbrauchern eine Chance zum 
Erwerb in Ostdeutschland hergestellter Produkte eröffnet? 

29. Ist sie bereit, die Erstellung moderner Marketingkonzepte für 
ostdeutsche Produkte durch Fachleute und finanzielle Hilfe zu 
fördern? 

Bonn, den 1. März 1991 
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